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- Drucksache VI/455 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

Die Kleine Anfrage spricht Fragen des Rundfunkwesens, des 
Arbeits- und des Sozialversicherungsrechts an, für die teilweise 
Zuständigkeiten der Länder und teilweise Kompetenzen des 
Bundes begründet sind. Während die Gesetzgebung über das 
Arbeits- und Sozialversicherungsrecht beim Bund liegt, fallen, 
vorn Deutschlandfunk und von der Deutschen Welle abgesehen, 
die Regelung des Rundfunkwesens und die Rechtsaufsicht über 
die Rundfunkanstalten in den Bereich der Länder. 

Die Antwort der Bundesregierung stützt sich auf den Bericht der 
Kommission zur Untersuchung der rundfunkpolitischen Entwick- 
lung im südwestdeutschen Raum (Baden-Württemberg, Rhein- 
land-Pfalz, Saarland) vom 19. Januar 1970 sowie auf das Ergeb- 
nis der Anhörung von Vertretern der Rundfunkanstalten, des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, der ihm angeschlossenen 
Rundfunk-Fernseh-Film-Union und der Deutschen Angestellten- 
Gewerkschaft. An der Anhörung der Gewerkschaften haben 
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Beauftragte der Rundfunkkommission der Ministerpräsidenten- 
Konferenz teilgenommen. 

Die bisherigen Informationen reichen nicht aus, um alle Fragen 
erschöpfend beantworten zu können. Die Bundesregierung ist 
daher, in Fortsetzung der bisherigen Fühlungnahme an die 
Rundfunkkommission der Ministerpräsidenten-Konferenz mit 
der Bitte herangetreten, durch Umfrage bei den Rundfunkan- 
stalten des Landesrechts weiteres Material über die Lage der 
freien und der festangestellten Mitarbeiter zu sammeln. Eine 
gleiche Umfrage wird die Bundesregierung bei den ihrer Auf- 
sicht unterstehenden Rundfunkanstalten durchführen. Die Bun- 
desregierung hofft, auf diese Weise eine sichere tatsächliche 
Grundlage für notwendige Maßnahmen zu erhalten. 

Unter diesem Vorbehalt nimmt die Bundesregierung zu den 
Fragen wie folgt Stellung: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den deutschen Rund- 
funk- und Fernsehanstalten neben den festangestellten Mit- 
arbeitern eine große Anzahl „ständiger freier Mitarbeiter' 4 tätig 
ist, die ausschließlich und auf Dauer ihre Arbeitskraft einer 
solchen Anstalt anbieten, wie z. B. Sprecher, Reporter, Kamera- 
leute, Cutter und Graphiker, die deshalb auch nicht in die große 
Kategorie der gelegentlichen freien Mitarbeiter einzuordnen 
sind, wie z. B. Künstler, Wissenschaftler, Autoren u. a.? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei den Rundfunkanstal- 
ten hinsichtlich der Rechtsverhältnisse ihrer Mitarbeiter unter- 
schieden wird zwischen 

Arbeitnehmern, die in einem befristeten oder unbe- 
fristeten Arbeitsverhältnis stehen, 

freien Mitarbeitern, bei denen die rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Voraussetzungen einer selbständigen Tätig- 
keit gegeben sind, und sogenannten 

ständigen freien Mitarbeitern. 

Ständige freie Mitarbeiter, die hinsichtlich der Art ihrer Tätig- 
keit nicht persönlich, jedoch mit Rücksicht auf den Umfang der 
Beschäftigung von einer Anstalt wirtschaftlich abhängig sind, 
werden in der Regel als arbeitnehmerähnliche Personen ange- 
sehen werden können. 


2. Wie groß ist die Zahl dieser „ständigen freien Mitarbeiter 44 im 
Verhältnis zu den festangestellten vergleichbaren Gruppen bei 
den einzelnen Anstalten, und aus welchen Gründen sind die 
einen fest angestellt, während die anderen als ständige freie 
Mitarbeiter gelten, obwohl auch sie vergleichbare Tätigkeiten 
auf Dauer ausüben? 

Genaue Angaben über die Zahl der ständigen freien Mitarbeiter 
bei den Rundfunkanstalten und über deren Verhältnis zur Zahl 
der nach ihrer Tätigkeit vergleichbaren Arbeitnehmer stehen 
der Bundesregierung noch nicht zur Verfügung. Nach den bis- 
herigen Informationen werden von den deutschen Rundfunk- 
anstalten etwa 2500 bis 3000 ständige freie Mitarbeiter der ver- 
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schiedensten Berufe beschäftigt. Der Umstand, daß vergleich- 
bare Tätigkeiten sowohl von Arbeitnehmern als auch von freien 
Mitarbeitern ausgeübt werden, wird einmal historisch mit der 
Praxis der Vertragsgestaltung und zum anderen damit begrün- 
det, daß sich das Nebeneinander von festangestellten und freien 
Mitarbeitern aus der Natur publizistischer und künstlerischer 
Tätigkeit ergebe. So erfordere die gebotene Abwechslung und 
die Ausgewogenheit der Rundfunk- und Fernsehprogramme 
sowie die stetige Anpassung an Aktualität und Stilempfinden 
der Zeit die wechselweise Heranziehungen jeweils geeigneter 
Mitarbeiter für eine bestimmte Aufgabe. Publizistische und 
künstlerische Veranstaltungen ließen sich nur im personellen 
Wechsel und in der Mischung der Vertragsformen der Festan- 
stellung auf Lebenszeit einerseits und der ad-hoc-Mitarbeit zur 
Erbringung eines Werkes andererseits angemessen verwirk- 
lichen. 


3. Trifft es zu, daß beispielsweise der NDR bisher in seiner Rechts- 
auffassung davon ausgegangen war, daß diese ständigen freien 
Mitarbeiter im Ergebnis selbständigen Unternehmern gleich- 
zusetzen sind; d. h. mit anderen Worten, daß man sowohl das 
wirtschaftliche Risiko als auch die sich daraus ergebende soziale 
Absicherung dem einzelnen überläßt, ohne ihm andererseits 
dieses Risiko durch entsprechende Honorarzahlungen abzu- 
decken? 

Der Bundesregierung ist im einzelnen nicht bekannt, wann die 
verschiedenen Rundfunkanstalten einen Mitarbeiter als „stän- 
digen freien Mitarbeiter" einordnen und welche rechtliche Wer- 
tung sie an eine derartige Einordnung knüpfen. Nach den der 
Bundesregierung zur Verfügung stehenden Informationen neh- 
men die Anstalten eine ständige freie Mitarbeit etwa dann an, 
wenn der betreffende Mitarbeiter ein Jahr bei einer Anstalt 
gearbeitet und dabei 50 bis 80% seiner Einkünfte von dieser 
Anstalt bezogen hat. Die Anstalten scheinen jedoch diesen Per- 
sonenkreis grundsätzlich selbständigen Unternehmern gleich- 
zusetzen. Bisher war es noch nicht möglich aufzuklären, ob das 
sich daraus ergebende wirtschaftliche Risiko und die Notwen- 
digkeit der sozialen Absicherung für die einzelnen Mitarbeiter 
durch entsprechende Honorarzahlungen ausgeglichen werden. 


4. Teilt die Bundesregierung die unter Frage 3 zitierte Rechtsauf- 
fassung fast aller Anstalten, wie z. B. des NDR, oder schließt sie 
sich vielmehr dem Gutachten von Ministerialrat Dr. Wilhelm 
Maus über die „Freien Mitarbeiter der deutschen Rundfunk- 
und Fernsehanstalten" (eine arbeitsrechtliche Studie über den 
Begriff und die Rechtsstellung der sogenannten „arbeitnehmer- 
ähnlichen Personen") an, welche in der Zeitschrift „Recht der 
Arbeit", Heft 10, Jahrgang 1968, S. 367/76, veröffentlicht wurde, 
und das zu dem Ergebnis kommt, daß dieser Personenkreis auf 
Grund der wirtschaftlichen und persönlichen Abhängigkeit und 
Weisungsgebundenheit sich in einer dem Arbeitnehmerstatus 
entsprechenden Zuordnung befindet, und müßten sich nicht dar- 
aus sowohl sozialversicherungsrechtliche als auch arbeitsrecht- 
liche Risikoabdeckungen, wie z. B. Kündigungsschutz sowie 
Koalitions- und Tariffähigkeit ergeben? 


Nach dem Gutachten von Ministerialrat Dr. Wilhelm Maus sind, 
ebenso wie nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerich- 


3 



Drucksache VI/934 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


tes f die freien Mitarbeiter der Rundfunkanstalten rechtsbegriff- 
lich nicht einheitlich einzuordnen, sondern je nach dem Grad 
ihrer persönlichen und wirtschaftlichen Abhängigkeit als Ar- 
beitnehmer, arbeitnehmerähnliche Personen oder Selbständige 
anzusehen. Im Hinblick auf die Unbestimmtheit des Begriffes 
des ständigen freien Mitarbeiters und die Vielfalt der tatsäch- 
lichen und rechtlichen Gestaltungen gerade in diesem Bereiche 
des Arbeitslebens kommt es für die Zuordnung zu einer dieser 
Gruppen entscheidend auf die jeweiligen Umstände des Einzel- 
falles an. Sie abschließend zu würdigen ist Aufgabe der 
Gerichte. 

Die Bundesregierung neigt zu der Auffassung, daß die bei 
vielen Mitarbeitern der Rundfunkanstalten gegebene künst- 
lerische Gestaltungsfreiheit allein die für den Begriff des Arbeit- 
nehmers erforderliche persönliche Abhängigkeit und Weisungs- 
gebundenheit gegenüber dem Arbeitgeber nicht ausschließt. Die 
Bundesregierung denkt dabei insbesondere an Schauspieler 
und Synchronsprecher, die seit jeher bei der Herstellung von 
Kinofilmen als Arbeitnehmer, bei der Herstellung von Fernseh- 
lilmen jedoch als freie Mitarbeiter beschäftigt werden. Fehlt es 
zwar an der persönlichen Abhängigkeit von der Anstalt, wird 
der Mitarbeiter aber für eine gewisse Dauer, wenn auch mit 
Unterbrechungen, von einer Anstalt beschäftigt und ist er dabei 
von ihr wirtschaftlich abhängig, so neigt die Bundesregierung 
zu der Auffassung, daß ein solcher ständiger freier Mitarbeiter 
in der Regel als arbeitnehmerähnliche Person anzusehen ist. 
Eine wirtschaftliche Abhängigkeit wird in diesem Zusammen- 
hang von Rechtsprechung und Rechtslehre angenommen, wenn 
der freie Mitarbeiter im wesentlichen für einen Auftraggeber 
tätig ist und die hieraus fließende Vergütung seine Existenz- 
grundlage darstellt. 

Inwieweit freie Mitarbeiter der Sozialversicherung unterliegen, 
kann nur von Fall zu Fall beurteilt werden. Sozialversicherungs- 
pflicht dürfte in der Regel zu bejahen sein, wenn der Mitarbeiter 
bei seiner Tätigkeit in den übergeordneten Organismus der 
Anstalt eingegliedert ist und kein Unternehmerrisiko trägt. 


5. Trifft es zu, daß z. B. der NDR seit 1968 Mitarbeiter, u. a. 
Kameraleute, die bisher versicherungspflichtig waren, aus der 
Versicherungspflicht von sich aus abgemeldet hat und diese 
jetzt als „ständige freie Mitarbeiter" auf Honorarbasis beschäf- 
tigt, wobei diesem Personenkreis außerdem auch die arbeits- 
rechtlichen Schutzbestimmungen verloren gingen? 


Es trifft zu, daß der NDR im Hinblick auf die Rechtsprechung der 
Gerichte für Arbeitssachen zum Begriff des Arbeitsverhältnisses 
bestimmte Gruppen von Mitarbeitern nicht mehr als Arbeit- 
nehmer und daher nicht mehr als sozial- und arbeitslosenver- 
sicherungspflichtig betrachtet und sie als sogenannte freie Mit- 
arbeiter auf Honorarbasis beschäftigt. 
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6. Trifft es zu, daß z. B. der NDR infolge der Auseinandersetzun- 
gen mit der zuständigen Krankenkasse, welche aufgrund der 
Reichsversicherungsordnung für den betroffenen Personenkreis 
Sozialversicherungsbeiträge fordert, die „ständigen freien Mit- 
arbeiter" durch Rundschreiben aufgefordert hat, sich seit Januar 
1969 Beträge in Hohe des Arbeitnehmeranteils von ihrer Abrech- 
nung einbehalten zu lassen, die auf ein Sparkonto des NDR 
überwiesen werden, ohne daß diese Beträge zusammen mit dem 
Arbeitgeberanteil der zuständigen Krankenkasse überwiesen 
werden? 

Erblickt die Bundesregierung darin eine Vorenthaltung von 
fälligen Leistungen zum Nachteil der Betroffenen? 


Der NDR hat auf Verlangen der zuständigen Krankenkasse von 
den Bezügen der in der Frage 5 bezeichneten Mitarbeiter Be- 
träge in Höhe der Arbeitnehmeranteile zur Angestellten- und 
Arbeitslosenversicherung einbehalten und bis zur Entscheidung 
über die Versicherungspflicht auf einem Verwahrkonto hinter- 
legt. Dadurch erwachsen den Betroffenen in ihren Versiche- 
rungsansprüchen keine Nachteile. 


7. Liegt nicht in dem Umstand, daß über die oft langjährigen 
Einzelauftragsketten dieser „ständigen freien Mitarbeiter" ein 
Dauerarbeitsverhältnis juristisch umgangen werden soll, eine 
Verschleierung des Haushaltsgebahrens dieser Körperschaften 
öffentlichen Rechts, indem die Verwaltungskosten zu Lasten 
anderer Positionen heruntermanipuliert werden? 


In ihren Haushaltsplänen und Haushaltsrechnungen pflegen die 
Rundfunkanstalten die Vergütungen ihrer freien Mitarbeiter 
ebenso gesondert auszuweisen wie die Löhne und Gehälter 
ihrer festangestellten Mitarbeiter und ihre sächlichen Verwal- 
tungsausgaben. Ebenso unterscheidet die konsolidierte Ertrags- 
und Aufwandsrechnung des Berichts der Kommission zur Unter- 
suchung der rundfunkpolitischen Entwicklung im südwestdeut- 
schen Raum vom 19. Januar 1970 (S. 93 ff. mit S. 146 ff.) zwi- 
schen „Honoraren, Lizenzen und Urhebervergütungen", „Per- 
sonalaufwendungen" und anderen Kosten. Wenn die Rundfunk- 
anstalten in Übereinstimmung mit ihrer arbeits-, Steuer- und 
sozialversicherungsrechtlichen Auffassung die Vergütungen für 
ihre freien Mitarbeiter getrennt ansetzen, so verschleiern sie 
weder ihr Haushaltsgebaren noch manipulieren sie die Verwal- 
tungskosten zu Lasten anderer Positionen herunter. 


8. Trifft es zu, daß z. B. beim NDR während der Zeit der Ausein- 
andersetzungen um die Rechtslage einer der Betroffenen einen 
Unfall mit Todesfolge erlitt und wie wurde dieser Fall, auch im 
Hinblick auf die Rechtsfolgen der anderen reguliert? 


Der NDR hat für einen bei ihm tätigen Sprecher, der im Juni 1969 
verstorben ist und dessen Sozial- und Arbeitslosenversicherungs- 
pflicht strittig war, die Beiträge zur Angestellten- und Arbeits- 
losenversicherung nachentrichtet. Die Witwe des Verstorbenen 
bezieht daraufhin eine Rente aus der Angestelltenversicherung. 
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9. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Rechts- 
zustand des in Frage 1 umrissenen Personenkreises der „stän- 
digen freien Mitarbeiter" als bedenklich anzusehen ist, da 
deren sogenannte Freiheit im Endergebnis zu einer größeren 
Unfreiheit führt als bei vergleichbaren festangestellten Mit- 
arbeitern, weil die erstgenannte Gruppe aller Arbeitnehmer- 
schutzrechte wie auch der sozialversicherungsrechtlichen Ab- 
sicherung ledig ist und dadurch der einzelne „ständige freie 
Mitarbeiter" (insbesondere bei Journalisten) einer viel größeren 
Gefahr der Manipulation unterliegt, und was gedenkt die 
Bundesregierung dagegen zu unternehmen? 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die arbeits- und 
sozialversicherungsrechtliche Situation der ständigen freien 
Mitarbeiter ihrer Aufmerksamkeit bedarf. Sie wird nach Ab- 
schluß der angekündigten Umfragen im einzelnen prüfen, in- 
wieweit die Rechtslage der ständigen freien Mitarbeiter als 
unbefriedigend anzusehen ist und durch welche Maßnahmen sie 
verbessert werden kann. 
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Hinsichtlich des aioeitsrechtlichen Bereiches denkt die Bundes- 
regierung in erste; Linie an eine Stärkung bzw. Erweiterung 
der Tarifautonomh;, um auch die Beteiligten selbst in die Lage 
zu versetzen, die Arbeitsbedingungen dieses Personenkreises 
in eigener Zuständigkeit entsprechend den jeweiligen Bedürf- 
nissen durch tarifvertragliche Vereinbarungen zu regeln. Schon 
nach geltendem Tarifvertragsrecht können Tarifverträge nicht 
nur für Arbeitnehmer, sondern gemäß § 17 des Heimarbeits- 
gesetzes auch im Bereich der Heimarbeit abgeschlossen werden. 
Die Bundesregierung erwägt daher, durch eine Änderung des 
Tarifvertragsgesetzes den Abschluß von Tarifverträgen allge- 
mein für arbeitneh: lerähnliche Personen zu ermöglichen. 

Soweit es sich um t die Sozialversicherung der ständigen freien 
Mitarbeiter hande T, wird insbesondere zu prüfen sein, inwie- 
weit Mitarbeiter, die nicht bereits infolge Eingliederung in den 
Organismus der Anstalt sozialversichert sind, in die Sozial- 
versicherung einbezogen werden können. 


Walter Arendt 
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